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Derzeit rollt über Deutschlands Baugewerbe die größte
Insolvenzwelle der Nachkriegsgeschichte hinweg: In 2002 muss-
ten über 9000 Unternehmen der Branche einen Insolvenzantrag
stellen; für dieses Jahr wird sogar mit mehr als 10 000 Firmenin-
solvenzen gerechnet. Wie die Grafik verdeutlicht, hat sich gera-
de in den letzten zehn Jahren die Insolvenzzahl im Baugewerbe
dramatisch von 1700 in 1991 auf 9000 in 2001 erhöht (+430 %).
Als Ursachen für die hohen Insolvenzzahlen werden vor allem die
schlechte Zahlungsmoral der Kunden, eine zu geringe Eigenka-
pitalausstattung vieler Unternehmen, die derzeitige schwache
Nachfrage sowie Forderungsausfälle privater Auftraggeber („An-
schlusskonkurse“) genannt. Datenquelle: Statistisches Bundesamt
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Anzahl Insolvenzen

Entwicklung der Anzahl  älterer
Menschen bis 2050 in Deutschland

Die Zahl (und auch der Anteil) älterer Menschen ab 60 Jahren
nimmt in Deutschland beständig zu: Fielen 1953 rd. 11 Millionen
Menschen (oder 15 % der Gesamtbevölkerung) in diese Grup-
pe, sind es gegenwärtig ca. 19 Millionen (23 %), und in 2050 wer-
den es voraussichtlich rund 25 Millionen (36 %) sein. Wie die
Grafik verdeutlicht, wird in den nächsten Jahrzehnten vor allem
die Zahl der Hochbetagten (80 Jahre und älter) noch deutlich von
heute drei auf acht Millionen in 2050 zunehmen. Diese demo-
graphische Entwicklung wird erhebliche Auswirkungen auf den
Baubedarf haben. So ist einerseits von einem steigenden Bedarf
an Alten- und Pflegeheimen auszugehen, zum anderen im Woh-
nungsbau von einer zunehmenden Nachfrage nach altenge-
rechten Wohnungen, die zudem – da ältere Menschen häufiger
allein leben als andere Altersgruppen – in großem Maße auf Ein-
personenhaushalte zugeschnitten sein müssen.

Datenquelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
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Insolvenzrekorde im Baugewerbe
Entwicklung der Insolvenzzahlen in Deutschland seit 1962;

ab 1991 einschl. neuer Bundesländer
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Von der Studie des Instituts für
Wirtschaft und Gesellschaft, Bonn,
über das strategische Umfeld der
deutschen Bauindustrie bis 2010
leitet Dipl.-Ing.  Heinz-A. Schüss-
ler, Vizepräsident des Hauptver-
bandes der Deutschen Bauindus-
trie, mehrere Folgerungen für die
Bauwirtschaft ab.

Die jährlichen Wachstumsspiel-
räume der deutschen Bauwirt-
schaft, so Schüssler, würden in die-
sem Jahrzehnt zwar enger, sie sei-
en aber auf einem Niveau von 1 bis
1,5 % möglich. Dabei werde die
rückläufige Entwicklung im Woh-
nungsbau durch ein zu erwarten-
des Wachstum vor allem im ge-
werblichen Bau, aber auch im öf-
fentlichen Bau überkompensiert.
Voraussetzung hierfür sei, dass die
Bauwirtschaft die Signale des ge-
sellschaftlichen Strukturwandels
erkenne und umsetze.

Demographischer Wandel

Der demographische Wandel wer-
de sich vor allem im Geschoss-
wohnungsbau negativ auswirken.
Gleichzeitig würden aber neue
Chancen im Marktsegment Mo-
dernisierung und Instandsetzung
mit großen Aufgaben für die klei-
neren und mittleren Bauunterneh-
men erwachsen.

Als Folge des  „bausparenden
technischen Fortschritts“ im verar-
beitenden Gewerbe müsse sich die

STUDIE DES IWG BONN GIBT WICHTIGE HINWEISE:

Bauwirtschaft muss die Signale des
gesellschaftlichen Strukturwandels umsetzen

Vizepräsident Heinz-A. Schüssler (links) und Prof. Meinhard Miegel stell-
ten die Studie vor. Foto: Becker

Bauwirtschaft auf eine geringere
Baunachfrage dieses Wirtschafts-
zweiges einstellen. Der anhaltende
Strukturwandel von der Industrie-
zur Dienstleistungsgesellschaft
werde diesen Nachfrageverlust
hoffentlich kompensieren können.

Wenn auch die öffentliche Bau-
nachfrage in den nächsten zehn
Jahren spürbar zurückgehen wer-
de, so würden sich als Folge des
weltweiten Trends zur „Entstaatli-
chung“ neue Chancen für eine Be-
schäftigung auf bislang staatlich
beherrschten Märkten eröffnen.
Dabei denkt Schüssler nicht nur an
Großprojekte wie den Bau und Be-
trieb von Flughäfen, von Meeres-
querungen oder Tunneln, für die
sich Großbauunternehmen und
große Mittelständler interessieren.

Für genau so wichtig hält er die
Vielzahl von kleineren Projekten –
von Energiesparmaßnahmen über
die Sanierung und den Betrieb von
Schulen bis hin zum Betrieb von
Entsorgungsanlagen, die von klei-
neren Unternehmen übernommen
werden könnten.
Das Fazit der Studie ist für Schüss-
ler insgesamt sowohl Analyse als
auch Leitfaden. Die deutsche Bau-
wirtschaft stehe zwar unter dem
Druck eines sich rasant verändern-
den Baumarktes. Der Wandel auf
der Nachfrageseite des Baumarkts
erscheint ihm beherrschbar, woge-
gen das Problempaket, das sich auf
der Angebotsseite des Baumarkts
zeige, die Bauwirtschaft derzeit
sehr belaste.

Zu diesen Problemen zählt

Schüssler die im Gefolge von In-
solvenzen größerer mittelständi-
scher Unternehmen entstehenden
Neugründungen von Kleinunter-
nehmen, wodurch die Zahl der
„Mitspieler“ am Baumarkt bei
gleichzeitig sinkendem Branchen-
umsatz immer größer werde. Dazu
gehöre auch der Rückgang der Ar-
beitsplätze in der Bauwirtschaft,
für die er die zunehmende Eu-
ropäisierung des Baugeschäfts als
Ursache sieht.

In diesem Zusammenhang kri-
tisierte Schüssler die unterschied-
liche Handhabung der so genann-
ten Qualifizierungssysteme in
Deutschland und den westlichen
Nachbarländern. Während sich in
Deutschland auf jede Ausschrei-
bung viele Unternehmen bewer-
ben könnten, die nur zum Teil aus-
reichend qualifiziert seien, müss-
ten die Unternehmen in unseren
Nachbarstaaten ihre Fachkunde,
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
und Zuverlässigkeit nachweisen.

Schüssler ist fest davon über-
zeugt, dass wir uns in Deutschland
nicht mehr lange solchen Sys-
temen entziehen könnten.

Alle diese Anstrengungen wür-
den jedoch keinen Erfolg haben,
wenn es nicht gelinge, die ruinöse
Konkurrenz auf dem Baumarkt in
den Griff zu bekommen. Schüss-
ler: „Ein Land wie Deutschland
braucht eine leistungsfähige Bau-
wirtschaft.“ H. Be

In einem vom Hauptverband in
Berlin veranstalteten Symposium
stellte Dipl.-Volkswirt Adrian
Ottnad, einer der beiden Verfas-
ser aus dem IWG, vor mehr als
150 Gästen Einzelheiten der Stu-
die vor.

Vor der Presse betonte Prof.
Dr. Meinhard Miegel, Leiter des
IWG, Bonn, dass die Studie lang-
fristige Strukturveränderungen
und Trends identifiziere, jedoch
keine Konjunkturprognosen lie-
fere. Sie zeige, dass Bauwirt-
schaft und Politik sich auf erheb-
liche Veränderungen der Rah-
menbedingungen einstellen müss-
ten.

Gravierende Folgen
für den Wohnungsbau

Gravierende Folgen für den
Wohnungsbau ergäben sich in
erster Linie aus dem demografi-
schen Wandel. Bei einer jährli-
chen Nettozuwanderung von
100 000 bis 200 000 Personen
würden bei einer Angleichung
der Wohnverhältnisse in Ost- und
Westdeutschland bis 2010 jähr-
lich noch 330 000 bis 380 000
Wohnungen heutiger Durch-
schnittsgröße benötigt.

Dabei stiegen die Ansprüche
an die Wohnausstattung, insbe-
sondere an altersgerechte Wohn-
angebote. Der Trend einer deutli-
chen Schrumpfung im Woh-
nungsbau bis 2010 könne nur
durch eine Nettozuwanderung

von mehr als 200 000 Personen
jährlich aufgehalten werden,
wofür es derzeit keine Anhalts-
punkte gebe.

Gesamtwirtschaftliche Wachs-
tums- und Standortbedingungen,
so Miegel, seien für den Hoch-
und Tiefbaubedarf der Wirt-
schaftsunternehmen ausschlag-
gebend. Dabei hingen die Investi-
tionsbedingungen am Standort
Deutschland maßgeblich von ei-
ner leistungsfähigen und moder-
nen Infrastruktur ab.

Der Baubedarf der Wirtschaft
werde durch gegenläufige Ein-
flüsse bestimmt. Während die
immer kapital- und wissensinten-
siveren Produktionsweisen mehr
in Ausrüstungen als in neue Bau-
ten investierten, entstehe bei ei-
nem steigenden Produktionsan-
teil der Dienstleistungsbereiche
ein höherer Bedarf an Büro- und
Verkaufsflächen.

Erheblicher Baubedarf 
in der Infrastruktur

Der jahresdurchschnittliche Be-
darf an Bauinvestitionen in der
gesamten Infrastruktur vom Ver-
kehrs- und Nachrichtenwesen bis
zur öffentlichen Verwaltung und
Sicherheit wird in der Studie mit
etwa 62 Mrd. € (in Preisen von
1995) und damit kaum niedriger
als in den neunziger Jahren veran-
schlagt. Immerhin sei der ostdeut-
sche Nachholbedarf noch nicht
überall gedeckt, und in West-

deutschland bestehe inzwischen
erheblicher Modernisierungs-
und Erweiterungsbedarf. Eine
leistungsfähige Infrastruktur sei
dringend erforderlich, wenn ein
Abflachen des Wachstumspfades
vermieden werden solle.

Stagnierende
Bauproduktion

Nach dem einheitsbedingten Bau-
boom sei in den letzten Jahren der
gesamtwirtschaftliche Anteil der
Bauwirtschaft rückläufig gewe-
sen. Als ein Ergebnis der Studie
stellte Prof. Miegel fest, dass die-
ser Normalisierungsprozess bis
2010 auslaufen werde. Bis dahin
wachse zwar das reale Bruttoin-
landsprodukt jahresdurchschnitt-
lich um 1,6 %, doch die Baupro-
duktion werde mit allen Folgen
für die Bauwirtschaft stagnieren.

Zu den weiteren Einflüssen, die
die Bauproduktion langfristig
dämpfen würden, gehörten die

abnehmenden finanziellen Spiel-
räume der öffentlichen Haushalte.
Die von der Politik parteiüber-
greifend angestrebte Senkung der
Staatsquote von gegenwärtig rund
49 % auf 40 % bis 2010 sei nur bei
erheblichen Leistungskürzungen
und umfassender Privatisierung
staatlicher Aufgaben erreichbar.

Die in einer Größenordnung
von 1 % des Bruttoinlandspro-
dukts geschätzten Investitions-
lücken ließen sich nur durch ver-
stärkte private Finanzierung ver-
meiden. Voraussetzung dafür sei
eine ordnungspolitische Neuori-
entierung, die privaten Anbietern
und Betreibern breiten Raum ge-
be, während sich der Staat auf
grundlegende Planungs- und Ge-
währleistungsaufgaben konzen-
trieren müsse. Dies erfordere ent-
schlossene Privatisierungsschritte
auf der Grundlage der Nutzerfi-
nanzierung und eine zweckgebun-
dene Verwendung von Nutzungs-
gebühren. Prof. Horst Becker

In einer vom Hauptverband der Deutschen Bauindustrie in Auftrag ge-
gebenen Studie hat das IWG Bonn das strategische Umfeld der Bau-
wirtschaft in Deutschland und die sich daraus ergebenden Folgen un-
tersucht. Gestützt auf Projektionen und Modellrechnungen werden
„Die Zukunft der Bauwirtschaft in Deutschland – Umfeld, Probleme
und Perspektiven“, die zu erwartenden Entwicklungen und der künf-
tige Baubedarf so weit wie möglich quantifiziert.

RAHMENBEDINGUNGEN VERÄNDERN SICH ERHEBLICH:

Perspektiven der Bauwirtschaft bis 2010

Als Erfolg wertet der Bundesmi-
nister für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen, Kurt Bodewig
die „Initiative kostengünstig
qualitätsbewusst Bauen“. Unter-
strichen werde dies dadurch,
dass nun neun weitere Verbände
der im letzten Jahr gegründeten
Initiative beigetreten sind.

Im Oktober 2001 hatte der
Minister zunächst mit zwölf
Verbänden aus der Bau- und
Wohnungswirtschaft, der Kre-
ditwirtschaft, den beruflichen
Organisationen der Architekten
und Fachplaner, der Industrie-

gewerkschaft Bau und dem
Bundesverband der Verbrau-
cherverbände die Initiative ge-
startet.

Wichtiger Baustein
zur Altersvorsorge

Ziel sei es, die im gesamten Pla-
nungs- und Bauprozess bestehen-
den vielfältigen Rationalisie-
rungs- und Innovationspotenziale
zu erschließen und zu verbreiten,
betonte Bodewig. Ebenso solle
die Initiative dazu beitragen, die
Akzeptanz für umweltgerechte

Bauprodukte und Konstruktions-
weisen zu verbessern. „Kosten-
günstiges und qualitätsbewusstes
Bauen ermöglicht breiten Krei-
sen der Bevölkerung frühzeitig
die Bildung von Wohneigentum
und ist damit ein wichtiger Bau-
stein zur Vermögensbildung und
Altersvorsorge“, hob der Minis-
ter hervor. Zudem würden Ar-
beitsplätze gesichert und die Bau-
wirtschaft stabilisiert.

Die Initiative verstehe sich als
offener Prozess und sei für weite-
re Kooperationspartner offen. 

Die folgenden Verbände sind

jetzt beigetreten: Bauherren-
Schutzbund, Bund Deutscher
Baumeister, Architekten und In-
genieure, Bundesarbeitskreis
Altbauerneuerung, Bundesver-
band der Deutschen Zement-
industrie, Bundesverband Deut-
scher Fertigbau, Fach- und Qua-
litätsverband für Massivhäuser,
Verband Beratender Ingenieure,
Verband deutscher Maschinen-
und Anlagenbau, vhw Deutsches
Volksheimstättenwerk.

Weitere Informationen auf der
Homepage des Ministeriums
www.bmvbw.de.

„INITIATIVE KOSTENGÜNSTIG QUALITÄTSBEWUSST BAUEN“:

Neun weitere starke Kooperationspartner


